Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2908 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der FDP 


betr. Zukunft der betrieblichen Altersversorgung 


Im Sozialdemokratisdien Pressedienst — Volkswirtschaft — 
Zeichen: W/XXIII/34 - 2. Mai 1968 - heißt es u. a. in einem 
Artikel „Um die Sicherheit der Rentenleistungen" : 

„ . . . Doch man sollte die erheblichen und normale Versiche- 
rungsdeckung weit überschreitenden Kapitalrücklagen der be- 
trieblichen Aitersfürsorge nicht außer Ansatz lassen. Schließlich 
sind diese von der gesamten Bevölkerung über zwangsweisen 
Konsumverzicht aufgebracht worden. Sie stehen nun steuer- 
und zinsbegünstigt den Unternehmen als zusätzliche Betriebs- 
mittel zur Verfügung. Sie gehören aber ihrem erklärten Cha- 
rakter nach zur sozialen Sicherung und zwar in die gesetz- 
liche soziale Sicherung, die im Gegensatz zu diesem überka- 
pitalisierten Fonds leidend ist und vorläufig leidend bleibt. 
Wir können niemand für die notwendige soziale Sicherung zu- 
sätzlidie Opfer zumuten, solange wir unter sozialem Vorwand 
den Unternehmen solche Steuer- und Kapitalgeschenke machen ; 
solche Art Sozialpolitik steht auch einem sozialen Rechtsstaat 
nicht an." 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Teilt die Bundesregierung diese Auffassungen zur betrieb- 
lichen Altersversorgung, insbesondere im Hinblick auf eine 

Interpretation, nach der die betreffenden Rücklagen 

a) als Folge eines zwangsweisen Konsumverzichts der ge- 
samten Bevölkerung zu betrachten sind, 

b) dem erklärten Charakter nach zur sozialen Sicherung, 
und zwar in die gesetzliche Rentenversicherung gehören, 

c) Steuer- und Kapitalgeschenke unter sozialem Vorwand 
für die Unternehmen sind, und 

d) einem sozialen Rechtsstaat — u. a. wegen der finanziellen 
Schwierigkeiten der gesetzlichen Rentenversicherung — 

nicht anstehen ? 
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2. überschreiten diese Rücklagen die normale Versicherungs- 
deckung erheblich, und sind sie im Hinblick auf die Finan- 
zierung der eingegangenen betrieblichen Altersversorgungs- 
verpflichtungen gegenüber den Beschäftigten als überhöht 
zu betrachten? 

3. Beabsichtigt die Bundesregierung in die bereits bestehenden 
Rücklagen für die betriebliche Altersversorgung zur Finan- 
zierung von Dehziten in der gesetzliciien Rentenversiche- 
rung — und wenn ja, in welciier Form - einzugreifen? 

4. Sind unabhängig davon Pläne vorhanden, durch gesetzliche 
Maßnahmen - und wenn ja, durch weMie - die betriebliche 
Altersversorgung in der Zukunft auszuhöhlen? 

5. Welche wirtschaftlichen und sozialen Konsequenzen würden 
sich für die Arbeiter und Angestellten der direkt und in- 
direkt betroffenen Betriebe bei Eingriffen in die geltenden 
Regelungen einmal im Hinblick auf deren zusätzliche Alters- 
versorgung und zum anderen aus der Beeinträchtigung der 
Investitionsfähigkeit und Investitionsbereitschaft beim Ent- 
zug der entsprechenden Mittel ergeben? 


Bonn, den 10. Mai 1968 


Misdinick und Fraktion 
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